
	

ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN

der schlauwohnen e.U. im folgenden Auftragnehmer genannt


Stand: Februar 2017


Die vorliegenden allgemeine Geschäftsbedingungen gelten sofern nicht anders angegeben für Geschäfte 

zwischen Business - Endkunde (B2C) als auch für Business - Business (B2B).


1. Vertragsumfang und Gültigkeit 


1.1. Alle Aufträge und Vereinbarungen sind nur dann rechtsverbindlich, wenn sie vom Auftragnehmer 

schriftlich und firmengemäß gezeichnet werden und verpflichten nur in dem in der Auftragsbestäti-

gung angegebenem Umfang. Einkaufsbedingungen des Auftraggebers werden für das gegen-

ständliche Rechtsgeschäft und die gesamte Geschäftsbeziehung hiermit ausgeschlossen. Die AGB 

der Gegenseite werden ausdrücklich nicht anerkannt. Die gegenständlichen Geschäftsbedingungen 

gelten auch für Auftragserweiterungen und Folgeaufträge.


1.2. Angebote sind grundsätzlich freibleibend. 


1.3. Sämtliche Verträge (Kauf-, Werk- und Lieferverträge) mit dem Auftragnehmer kommen auss-

chließlich durch eine gesonderte schriftliche Auftragsbestätigung mit Lieferzusage zustande. Eine 

automatisch generierte E-Mail-Bestätigung über den Bestelleingang, stellt alleine noch keine Ange-

botsannahme dar.


1.4 Sofern nicht anders gefordert sind an uns gerichtete Angebote oder Kostenvoranschläge 

verbindlich und kostenlos zu legen.


2. Leistung und Prüfung


2.1. Gegenstand eines Auftrages kann sein:


• Ausarbeitung von Medientechnikkonzepten


• Planung & Konzeption von Netzwerken


• Global- und Detailanalysen


• Erstellung von Individualprogrammen & Konfigurationen


• Lieferung von Bibliotheks- (Standard-)Programmen


• Erwerb von Nutzungsberechtigungen für Softwareprodukte


• Erwerb von Werknutzungsbewilligungen


• Mitwirkung bei der Inbetriebnahme  - Telefonische Beratung


• Programmwartung


• Sonstige Dienstleistungen  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2.2. Die Ausarbeitung individueller Organisationskonzepte und Programme erfolgt nach Art und Um-

fang der vom Auftraggeber vollständig zur Verfügung gestellten bindenden Informationen, Unterla-

gen und Hilfsmittel. Dazu zählen auch praxisgerechte Testdaten sowie Testmöglichkeiten in ausrei-

chendem Ausmaß, die der Auftraggeber zeitgerecht, in der Normalarbeitszeit und auf seine Kosten 

zur Verfügung stellt. Wird vom Auftraggeber bereits auf der zum Test zur Verfügung gestellten An-

lage im Echtbetrieb gearbeitet, liegt die Verantwortung für die Sicherung der Echtdaten beim Auf-

traggeber. 


2.3. Grundlage für die Erstellung von Individualprogrammen ist die schriftliche Leistungsbeschrei-

bung, die der Auftragnehmer gegen Kostenberechnung aufgrund der ihm zur Verfügung gestellten 

Unterlagen und Informationen ausarbeitet bzw. der Auftraggeber zur Verfügung stellt. Diese Leis-

tungsbeschreibung ist vom Auftraggeber auf Richtigkeit und Vollständigkeit zu überprüfen und mit 

seinem Zustimmungsvermerk zu versehen. Später auftretende Änderungswünsche können zu 

gesonderten Termin- und Preisvereinbarungen führen. 


2.4. (nur B2B) Individuell erstellte Software-, Konfigurations- bzw. Programmadaptierungen bedürfen 

für das jeweils betroffene Programmpaket einer Programmabnahme spätestens vier Wochen ab 

Lieferung durch den Auftraggeber. Diese wird in einem Protokoll vom Auftraggeber bestätigt. (Prü-

fung auf Richtigkeit und Vollständigkeit anhand der vom Auftragnehmer akzeptierten Leistungs-

beschreibung mittels der unter Punkt 2.2. angeführten zur Verfügung gestellten Testdaten). Lässt 

der Auftraggeber den Zeitraum von vier Wochen ohne Programmabnahme verstreichen, so gilt die 

gelieferte Software/Konfiguration mit dem Enddatum des genannten Zeitraumes als abgenommen. 

Bei Einsatz der Software/Konfiguration im Echtbetrieb durch den Auftraggeber gilt die Software je-

denfalls als abgenommen.


Etwa auftretende Mängel, das sind Abweichungen von der schriftlich vereinbarten Leistungs-

beschreibung, sind vom Auftraggeber ausreichend dokumentiert dem Auftragnehmer zu melden, der 

um raschest mögliche Mängelbehebung bemüht ist. Liegen schriftlich gemeldete, wesentliche Män-

gel vor, das heißt, dass der Echtbetrieb nicht begonnen oder fortgesetzt werden kann, so ist nach 

Mängelbehebung eine neuerliche Abnahme erforderlich. 

Der Auftraggeber ist nicht berechtigt, die Abnahme von Software wegen unwesentlicher Mängel 

abzulehnen. Dies gilt als Annahmeverzögerung.


2.5. Bei Bestellung von Bibliotheks-(Standard-)Programmen bestätigt der Auftraggeber mit der 

Bestellung die Kenntnis des Leistungsumfanges der bestellten Programme. 


2.6. Sollte sich im Zuge der Arbeiten herausstellen, dass die Ausführung des Auftrages gemäß Leis-

tungsbeschreibung tatsächlich oder juristisch unmöglich ist, ist der Auftragnehmer verpflichtet, dies 

dem Auftraggeber sofort anzuzeigen. Ändert der Auftraggeber die Leistungsbeschreibung nicht 

dahingehend bzw. schafft die Voraussetzung, dass eine Ausführung möglich wird, kann der Auftrag-

nehmer die Ausführung ablehnen. Ist die Unmöglichkeit der Ausführung die Folge eines Versäum-

nisses des Auftraggebers oder einer nachträglichen Änderung der Leistungsbeschreibung durch den 

Auftraggeber, ist der Auftragnehmer berechtigt, vom Auftrag zurückzutreten. Die bis dahin für die 

Tätigkeit des Auftragnehmers angefallenen Kosten und Spesen sowie allfällige Abbaukosten sind 

vom Auftraggeber zu ersetzen. 


2.7. Ein Versand von Programmträgern, Dokumentationen und Leistungsbeschreibungen erfolgt auf 

Kosten und Gefahr des Auftraggebers. Darüber hinaus vom Auftraggeber gewünschte Schulung und 

Erklärungen werden gesondert in Rechnung gestellt. Versicherungen erfolgen nur auf Wunsch des 

Auftraggebers. 


2.8. Ausdrücklich weisen wir daraufhin, dass eine barrierefreie Ausgestaltung iSd Bundesgesetzes 

über die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (Bundes-Behindertengleichstellungsge-

setz – BGStG) nicht im Angebot enthalten ist, sofern diese nicht gesondert/ individuell vom Auf-

traggeber angefordert wurde. Sollte die barrierefreie Ausgestaltung nicht vereinbart worden sein, so 

obliegt dem Auftraggeber die Überprüfung der Leistung auf ihre Zulässigkeit im Hinblick auf das 

Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz durchzuführen. Ebenso hat der Auftraggeber von ihm 

bereit gestellte Inhalte auf ihre rechtliche, insbesondere wettbewerbs-, marken-, urheber- und ver-

waltungsrechtliche Zulässigkeit zu überprüfen. Der Auftragnehmer haftet im Falle leichter Fahrläs-

sigkeit oder nach Erfüllung einer allfälligen Warnpflicht gegenüber dem Kunden nicht für die 

rechtliche Zulässigkeit von Inhalten, wenn diese vom Kunden vorgegeben wurden. 
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2.9. Der Auftragnehmer ist zur Ausführung der Leistung frühestens verpflichtet, sobald alle technis-

chen und vertraglichen Einzelheiten geklärt sind und der Auftraggeber seine Verpflichtungen erfüllt 

sowie die baulichen technischen und rechtlichen Voraussetzungen zur Ausführung geschaffen hat.


2.10. Die für die Leistungsausführung einschließlich des Testbetriebes erforderlichen Voraussetzun-

gen sind vom Auftraggeber kostenlos beizustellen. Dazu zählen insbesondere die Bereitstellung von 

elektrischer Energie, die zur Montage erforderlichen elektrischen Anschlüsse sowie der über das 

übliche Handwerkszeug hinausgehenden Hilfsmittel wie Gerüst, Leitern, Steiger etc.


2.11. Erfolgt eine Anfertigung auf Grund von Unterlagen (Pläne, Zeichnungen, Modelle etc.) des Auf-

traggebers, so haftet der Auftragnehmer nicht für die Richtigkeit der Angaben sondern trägt nur 

dafür Sorge, dass die Ausführung nach den übermittelten Angaben erfolgt. Eine Warnpflicht des Auf-

tragnehmers wird ausdrücklich ausgeschlossen.


2.12. Für die vom Auftrag umfassten Leistungen, Systeme und Systemkomponenten wird ein Über-

nahmeprotokoll erstellt. Mit der Erstellung des Übernahmeprotokolls, spätestens jedoch mit Nutzung 

der von Auftragnehmer gelieferten Systemkomponenten durch den Auftraggeber gilt der Leistung-

sumfang ab- und  übernommen. 


2.13. Für Projektgeschäfte gilt: Der Auftraggeber hat für die Zeit der Leistungsausführung dem Auf-

tragnehmer einen geeigneten Raum für die gesicherte Lagerung von Auftragnehmer-Eigentum  

kostenfrei zur Verfügung zu stellen.


2.14. Wird nach Vertragsabschluss eine vorzeitige Fertigstellung durch den Auftraggeber gewünscht 

und dieser Umstand war bei Vertragsabschluss nicht bekannt, werden zusätzlich anfallende 

Mehrkosten wie Zuschläge für Material, Überstunden und Versandkosten udgl. zusätzlich verrechnet.


2.15. Wird die Ausführung durch Verschulden des Auftraggebers verzögert, werden auch die 

verbindlich vereinbarten Termine und Fristen, entsprechend hinausgeschoben. Die durch 

Verzögerungen auflaufenden Mehrkosten und Zuschläge sind vom Auftraggeber zu tragen, insofern 

die Umstände vom Auftragnehmer nicht zu vertreten sind.


2.16. Hersteller-Software-Updates, die mittels Fernwartung bzw. vor Ort beim Auftraggeber durchge-

führt werden, sind auf Grund der anfallenden Arbeitsleistung kostenpflichtig.


Auf zukünftige Software-Updates bzw. Software-Änderungen seitens der Hersteller hat der Auftrag-

nehmer keinen Einfluss. Sollte es dadurch zu Abänderungen der Spezifikationen oder Inkompatibil-

ität kommen, so ist der Auftragnehmer dafür nicht verantwortlich und nicht gewährleistungs- bzw. 

schadenersatzpflichtig. 

3. Preise, Steuern und Gebühren 


3.1. Alle Preise gelten nur für den vorliegenden Auftrag. Die genannten Preise verstehen sich ab 

Geschäftssitz bzw. -stelle des Auftragnehmers. Die Kosten von Programmträgern sowie allfällige Ver-

tragsgebühren werden gesondert in Rechnung gestellt. 


Alle Preise verstehen sich in Euro ohne Umsatzsteuer in der Höhe von 20%. Für Lieferungen an Orten 

außerhalb der EU gelten die Preise als Nettopreise, unterliegen allerdings möglicherweise anderer 

Abgaben (insbesondere Einfuhrumsatzsteuer, Zölle oder dergleichen). Sämtliche derartige Abgaben 

sind vom Käufer zu tragen.


3.2. Bei Bibliotheks- (Standard)-Programmen gelten die am Tag der Lieferung gültigen Listenpreise. 

Bei allen anderen Dienstleistungen (Organisationsberatung, Programmierung, Einschulung, Umstel-

lungsunterstützung, telefonische Beratung usw.) wird der Arbeitsaufwand zu den am Tag der Leis-

tungserbringung gültigen Sätzen verrechnet. Abweichungen von einem dem Vertragspreis zugrun-

deliegenden Zeitaufwand, der nicht vom Auftragnehmer zu vertreten ist, wird nach tatsächlichem 

Anfall berechnet. 


3.3. Die Kosten für Fahrt-, Tag- und Nächtigungsgelder werden dem Auftraggeber gesondert nach 

den jeweils gültigen Sätzen in Rechnung gestellt. Wegzeiten gelten wenn nicht anders vereinbart als 

Arbeitszeit.
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3.4. Kostenvoranschläge als auch Kostenschätzungen werden nach bestem Fachwissen erstellt, es 

kann jedoch keine Gewähr für die Richtigkeit übernommen werden. Sollten sich nach Auf-

tragserteilung Kostenerhöhungen im Ausmaß von über 15 % ergeben, werden wir den Vertragspart-

ner davon sofort verständigen.


Handelt es sich um eine unvermeidliche Kostenüberschreitungen bis 15%, ist eine gesonderte Ver-

ständigung nicht erforderlich und wir sind berechtigt, diese Kosten ohne weiteres in Rechnung zu 

stellen. Sofern nichts Anderes vereinbart wurde, sind wir berechtigt, Auftragsänderungen oder 

Zusatzaufträge mit Branchen üblichen Preisen in Rechnung zu stellen.


3.5. Es wird ausdrücklich Wertbeständigkeit der Forderung plus Nebenforderung vereinbart. Als Maß 

der Berechnung der Wertbeständigkeit dient der von der Statistik Austria monatlich verlautbarte 

Verbraucherpreisindex (VPI 2010 = 100) oder ein an seine Stelle tretender Index. Als Bezugsgröße für 

diesen Vertrag dient die für den Monat des Vertragsabschlusses errechnete Indexzahl. Schwankun-

gen der Indexzahl nach oben oder unten bis ausschließlich 5% bleiben unberücksichtigt. Dieser Spiel-

raum ist bei jedem Überschreiten nach oben oder unten neu zu berechnen, wobei stets die erste 

außerhalb des jeweils geltenden Spielraums gelegene Indexzahl die Grundlage sowohl für die 

Neufestsetzung des Forderungsbetrages als auch für die Berechnung des neuen Spielraums zu 

bilden hat. Alle Veränderungsraten sind auf eine Dezimalstelle zu berechnen. 

3.6. Treten zwischen Vertragsabschluss und Leistungsausführung Änderungen bei den Lohnkosten 

oder den Beschaffungskosten der zur Verwendung gelangenden Materialien, sei es durch Gesetz, 

Verordnung, Kollektivvertrag, Satzung, behördliche Empfehlung, sonstige behördliche Maßnahmen 

oder auf Grund von Änderungen der Weltmarktpreise, ein, so erhöhen oder vermindern sich die in 

Betracht kommenden Preise entsprechend, es sei denn, zwischen Auftragserteilung und Leis-

tungsausführung liegen weniger als zwei Monate.


4. Liefertermin 


4.1. Der Auftragnehmer ist bestrebt, die vereinbarten Termine der Erfüllung (Fertigstellung) möglichst 

genau einzuhalten.


4.2. Die angestrebten Erfüllungstermine können nur dann eingehalten werden, wenn der Auftragge-

ber zu den vom Auftragnehmer angegebenen Terminen alle notwendigen Arbeiten und Unterlagen 

vollständig, insbesondere die von ihm akzeptierte Leistungsbeschreibung lt. Punkt 2.3. zur Verfü-

gung stellt und seiner Mitwirkungsverpflichtung im erforderlichen Ausmaß nachkommt. 
Lieferverzögerungen und Kostenerhöhungen, die durch unrichtige, unvollständige oder nachträglich 

geänderte Angaben und Informationen bzw. zur Verfügung gestellte Unterlagen entstehen, sind vom 

Auftragnehmer nicht zu vertreten und können nicht zum Verzug des Auftragnehmers führen. Daraus 

resultierende Mehrkosten trägt der Auftraggeber. 


4.3. Bei Aufträgen, die mehrere Positionen umfassen, ist der Auftragnehmer berechtigt, Teillieferun-

gen durchzuführen bzw. Teilrechnungen zu legen. 


5. Zahlung 


5.1. Die vom Auftragnehmer gelegten Rechnungen inklusive Umsatzsteuer sind spätestens 7 Tage ab 

Fakturenerhalt ohne jeden Abzug und spesenfrei zahlbar. Für Teilrechnungen gelten die für den 

Gesamtauftrag festgelegten Zahlungsbedingungen analog. 


5.2. Bei Aufträgen, die mehrere Einheiten (z.B. Programme und/oder Schulungen, Reali- sierungen in 

Teilschritten) umfassen, ist der Auftragnehmer berechtigt, nach Lieferung jeder einzelnen Einheit 

oder Leistung Rechnung zu legen. 


5.3. (nur B2B) Die Einhaltung der vereinbarten Zahlungstermine bildet eine wesentliche Bedingung für 

die Durchführung der Lieferung bzw. Vertragserfüllung durch den Auftragnehmer. Die Nichteinhal-

tung der vereinbarten Zahlungen berechtigen den Auftragnehmer, die laufenden Arbeiten 

einzustellen und vom Vertrag zurückzutreten. Alle damit verbundenen Kosten sowie der Gewinnent-

gang sind vom Auftraggeber zu tragen.  
Bei Zahlungsverzug werden Verzugszinsen im banküblichen Ausmaß verrechnet. Bei Nichteinhaltung 

zweier Raten bei Teilzahlungen ist der Auftragnehmer berechtigt, Terminverlust in Kraft treten zu 

lassen und übergebene Akzepte fällig zu stellen. 
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5.3.1. (nur B2B) Selbst bei unverschuldetem Zahlungsverzug des Vertragspartners ist der Auftrag-

nehmer im Falle eines unternehmerischen Geschäftes berechtigt, Verzugszinsen in der Höhe von 9,2 

Prozentpunkten über dem Basiszinssatz jährlich zu verrechnen; dadurch werden Ansprüche auf Er-

satz nachgewiesener höherer Zinsen nicht beeinträchtigt. 


5.3.2. (nur B2C) Im Falle eines Verbrauchergeschäftes werden entsprechend dem gesetzlichen 

Verzugszinssatz 4 % pro Jahr verrechnet.


5.3.3. Der Vertragspartner verpflichtet sich für den Fall des Verzuges, selbst bei unverschuldetem 

Zahlungsverzug, die uns entstehenden Mahn- und Inkassospesen, soweit sie zur zweck-

entsprechenden Rechtsverfolgung notwendig und im Verhältnis zur Forderung angemessen sind, zu 

ersetzen, wobei er sich im Speziellen verpflichtet, im Falle der Beiziehung eines Inkassobüros die uns 

dadurch entstehenden Kosten, soweit diese nicht die Höchstsätze des Inkassobüros gebührenden 

Vergütungen laut Verordnung des BMWFW überschreiten, zu ersetzen. Sofern wir das Mahnwesen 

selbst betreiben, verpflichtet sich der Schuldner, pro erfolgte Mahnung einen Betrag von EUR 22,00 

sowie für die Evidenzhaltung des Schuldverhältnisses im Mahnwesen pro Halbjahr einen Betrag von 

EUR 10,00 jeweils zu bezahlen. Darüber hinaus ist jeder weitere Schaden, insbesondere auch der 

Schaden, der dadurch entsteht, dass in Folge Nichtzahlung entsprechend höhere Zinsen auf allfälli-

gen Kreditkonten unsererseits anfallen, unabhängig vom Verschulden am Zahlungsverzug zu erset-

zen.

5.4. (nur B2B)  Der Auftraggeber ist nicht berechtigt, Zahlungen wegen nicht vollständiger 

Gesamtlieferung, Garantie- oder Gewährleistungsansprüchen oder Bemängelungen zurück zu hal-

ten. 


5.5. Sofern nicht anders vereinbart wurde sind Forderungen des Auftragnehmers Zug um Zug gegen 

Übergabe der Ware bzw. Erbringung der Leistung zu bezahlen. Ein Skontoabzug wird nur im Rahmen 

und auf Grund entsprechender Vereinbarungen anerkannt. Sollte seitens des Auftraggebers ohne 

Vereinbarung ein Skonto abgezogen werden, wird dieser nachverrechnet.


5.6. Bei Projektgeschäften, bei der Auftragnehmer seine Leistungen in mehreren Teilabschnitten er-

bringt bzw. die Projektlaufzeit längere Zeit in Anspruch nimmt, gilt Folgendes:


25% des laut Auftragsbestätigung vereinbarten Entgelts sind als Anzahlung mit der vereinbarten 

Zahlungsfrist nach Vertragsabschluss fällig. Nach erbrachter Lieferung wird alle 7 Tage eine Teilrech-

nung ausgestellt. Die Anzahlung wird in der Schlussrechnung nach erfolgter Übergabe berück-

sichtigt.


5.7. Sollten Probleme oder Mängel im Zuge der Ausführungsphase auftauchen, so ist der Auftragge-

ber nur berechtigt, Zahlungen zurückzubehalten, die die Höhe des Mangels rechtfertigen.


5.8. Werden dem Auftragnehmer nach Vertragsabschluss Umstände über mangelnde Zahlungs-

fähigkeit des Auftraggebers oder über dessen schlechte wirtschaftliche Lage bekannt, ist der Auf-

tragnehmer berechtigt, alle erbrachten Leistungen sofort abzurechnen und fällig zu stellen.


5.9. (nur B2B) Gegenüber Unternehmern ist eine Aufrechnung unsere Ansprüche mit Gegenforderun-

gen, welcher Art auch immer, ausgeschlossen.


5.10. (nur B2C) Gegenüber Verbrauchern im Sinne des KSchG verzichtet der Vertragspartner auf die 

Möglichkeit der Aufrechnung. Dies gilt jedoch nicht gegenüber Verbrauchern für den Fall unserer 

Zahlungsunfähigkeit sowie für Gegenforderungen, die im rechtlichen Zusammenhang mit unserer 

Forderung stehen, gerichtlich festgestellt oder von uns anerkannt sind. In diesen Fällen besteht für 

Verbraucher die Möglichkeit zur Aufrechnung.


5.11. (nur B2B) Gerechtfertigte Reklamationen berechtigen nicht zur Zurückhaltung des gesamten, 

sondern lediglich der voraussichtlichen Kosten einer Ersatzvornahme zur der Mängelbehebung des 

entsprechenden Rechnungsanteils.


6. Urheberrecht und Nutzung 


6.1. Der Auftragnehmer erteilt dem Auftraggeber nach Bezahlung des vereinbarten Entgelts ein nicht 

ausschließliches, nicht übertragbares, nicht unterlizenzierbares und zeitlich unbegrenztes Recht die 

Software für die im Vertrag spezifizierte Hardware und im Ausmaß der erworbenen Anzahl Lizenzen 

für die gleichzeitige Nutzung auf mehreren Arbeitsplätzen zu verwenden, sämtliche auf der Grund-

lage des Vertrages des Auftragnehmers erstellten Arbeitsergebnisse zum eigenen, internen Ge-

brauch zu nutzen. Sämtliche sonstige Rechte verbleiben beim Auftragnehmer. 
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Durch die Mitwirkung des Auftraggebers bei der Herstellung der Software werden keine Rechte über 

die im gegenständlichen Vertrag festgelegte Nutzung erworben. Jede Verletzung der Urheberrechte 

des Auftragnehmers zieht Schadenersatzansprüche nach sich, wobei in einem solchen Fall volle 

Genugtuung zu leisten ist. 


6.2. Die Anfertigung von Kopien für Archiv- und Datensicherungszwecke ist dem Auftraggeber unter 

der Bedingung gestattet, dass in der Software kein ausdrückliches Verbot des Lizenzgebers oder 

Dritter enthalten ist, und dass sämtliche Copyright- und Eigentumsvermerke in diese Kopien un-

verändert mit übertragen werden. 


6.3. Sollte für die Herstellung von Interoperabilität der gegenständlichen Software die Offenlegung 

der Schnittstellen erforderlich sein, ist dies vom Auftraggeber gegen Kostenvergütung beim Auftrag-

nehmer zu beauftragen. Kommt der Auftragnehmer dieser Forderung nicht nach und erfolgt eine 

Dekompilierung gemäß Urheberrechtsgesetz, sind die Ergebnisse ausschließlich zur Herstellung der 

Interoperabilität zu verwenden. Missbrauch hat Schadenersatz zur Folge. 


6.4. Wird dem Auftraggeber eine Software zur Verfügung gestellt, deren Lizenzinhaber ein Dritter ist 

(zB Standardsoftware von Microsoft), so richtet sich die Einräumung des Nutzungsrechts nach den 

Lizenzbestimmungen des Lizenzinhabers (Hersteller).


6.5. Konfigurationen gehen nach vollständiger Bezahlung des vereinbarten Entgelts in das Eigentum 

des Auftraggebers über. Bei Komplexeren Steuerungen/Programmen wird das „Produkt“ in einem ver-

siegelten Kuvert zwecks Gewährleistungsabgrenzung übergeben. Nach Öffnen des Siegels sämtliche 

Gewährleistung des Auftragnehmers. (siehe Punkt 8.5)


6.6. Sämtliche Angebots-, Detailplanungs- und Projektunterlagen dürfen ohne Zustimmung des Auf-

tragnehmers weder vervielfältigt noch Dritten zugänglich gemacht werden.


2.3 In Verkaufsunterlagen, Katalogen, Prospekten etc. enthaltene Angaben, insbesondere Normen, 

Maß- und Leistungsangaben, sind nur dann maßgeblich, wenn in der Leistungsbeschreibung des 

Angebotes ausdrücklich darauf Bezug genommen wird. Andernfalls sind derartige Angaben jeden-

falls unverbindlich.


7. Rücktrittsrecht 


7.1. Für den Fall der Überschreitung einer vereinbarten Lieferzeit aus alleinigem Verschulden oder 

rechtswidrigem Handeln des Auftragnehmers ist der Auftraggeber berechtigt, mittels eingeschriebe-

nen Briefes vom betreffenden Auftrag zurückzutreten, wenn auch innerhalb der angemessenen 

Nachfrist die vereinbarte Leistung in wesentlichen Teilen nicht erbracht wird und den Auftraggeber 

daran kein Verschulden trifft. 


7.2. Höhere Gewalt, Arbeitskonflikte, Naturkatastrophen und Transportsperren sowie sonstige Um-

stände, die außerhalb der Einflussmöglichkeit des Auftragnehmers liegen, entbinden den Auftrag-

nehmer von der Lieferverpflichtung bzw. gestatten ihm eine Neufestsetzung der vereinbarten 

Lieferzeit. 


7.3. Stornierungen durch den Auftraggeber, welche weder gesetzlich vorgesehen bzw. gerechtfertigt 

sind, sind nur mit schriftlicher Zustimmung des Auftragnehmers möglich. Ist der Auftragnehmer mit 

einem Storno einverstanden, so hat er das Recht, neben den erbrachten Leistungen und aufge-

laufenen Kosten eine Stornogebühr in der Höhe von 30% des noch nicht abgerechneten Auf-

tragswertes des Gesamtprojektes zu verrechnen. 


8. Gewährleistung, Wartung, Änderungen 


8.1.  Der Auftragnehmer gewährleistet, dass die Software/Konfiguration die in der dazugehörigen 

Dokumentation beschriebenen Funktionen erfüllt, sofern die Software auf dem im Vertrag 

beschriebenen Betriebssystem bzw. Hardware genutzt wird.  

8.2. Korrekturen und Ergänzungen, die sich bis zur Übergabe der vereinbarten Leistung aufgrund 

organisatorischer und programmtechnischer Mängel, welche vom Auftragnehmer zu vertreten sind, 

als notwendig erweisen, werden kostenlos vom Auftragnehmer durchgeführt. 
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8.2.1. Voraussetzung für die Fehlerbeseitigung ist, dass 

- der Auftraggeber den Fehler ausreichend in einer Fehlermeldung beschreibt und diese für 

den Auftragnehmer bestimmbar bzw. nachvollziehbar ist; 

- der Auftraggeber dem Auftragnehmer alle für die Fehlerbeseitigung erforderlichen Unterla-

gen zur Verfügung stellt;


- der Auftraggeber oder ein ihm zurechenbarer Dritter keine Eingriffe in die Software 

vorgenommen hat; 

- die Software unter den Bestimmungsmäßigen Betriebsbedingungen entsprechend der 

Dokumentation betrieben wird. 


8.2.2 (nur B2B) Im Falle der Gewährleistung hat Verbesserung jedenfalls Vorrang vor Preismin-

derung oder Wandlung. Bei gerechtfertigter Mängelrüge werden die Mängel in angemessener 

Frist behoben, wobei der Auftraggeber dem Auftragnehmer alle zur Untersuchung und Män-

gelbehebung erforderlichen Maßnahmen ermöglicht.  
Die Vermutung der Mangelhaftigkeit gem. § 924 ABGB gilt als ausgeschlossen. 


8.3.  Kosten für Hilfestellung, Fehldiagnose sowie Fehler- und Störungsbeseitigung, die vom Auf-

traggeber zu vertreten sind sowie sonstige Korrekturen, Änderungen und Ergänzungen werden vom 

Auftragnehmer gegen Berechnung durchgeführt. Dies gilt auch für die Behebung von Mängeln, wenn 

Programmänderungen, Ergänzungen oder sonstige Eingriffe vom Auftraggeber selbst oder von drit-

ter Seite vorgenommen worden sind. 


8.4. Ferner übernimmt der Auftragnehmer keine Gewähr für Fehler, Störungen oder Schäden, die auf 

unsachgemäße Bedienung, geänderter Betriebssystemkomponenten, Schnittstellen und Parameter, 

Verwendung ungeeigneter Organisationsmittel und Datenträger, soweit solche vorgeschrieben sind, 

anormale Betriebsbedingungen (insbesondere Abweichungen von den Installations- und Lagerbe-

dingungen) sowie auf Transportschäden zurückzuführen sind. 


8.5. Für Programme & Konfigurationen, die durch eigene Programmierer des Auftraggebers bzw. 

Dritte nachträglich verändert werden, entfällt jegliche Gewährleistung durch den Auftragnehmer. 


8.6. (nur B2B) Soweit Gegenstand des Auftrages die Änderung oder Ergänzung bereits bestehender 

Programme ist, bezieht sich die Gewährleistung auf die Änderung oder Ergänzung. Die Gewährleis-

tung für das ursprüngliche Programm lebt dadurch nicht wieder auf. 


8.7. (nur B2B)  Gewährleistungsansprüche verjähren in sechs (6) Monaten ab Übergabe. 


8.8. (nur B2C) Etwaige Fehler, Mängel oder sonstige Beschädigungen sind unverzüglich zu melden. 

Die Gewährleistungsfrist beginnt mit dem Tag der Übergabe. Sie beträgt für bewegliche Sachen zwei 

Jahre und für unbewegliche Sachen drei Jahre ab Übergabe/Lieferung (Abnahme). Bei gebrauchten 

Sachen beträgt die gesetzliche Gewährleistungsfrist lediglich ein Jahr, was hiermit ausdrücklich vere-

inbart wird.


8.9. (nur B2C) Die Beweislast für ein Verschulden des Unternehmers trifft den Kunden. Der Kunde hat 

aber jedenfalls die beigegebenen Instruktionen, die in Prospekten, Gebrauchsanweisungen oder 

sonstigen Produktinformationen gegeben sind, strikt zu befolgen.


Abgesehen von jenen Fällen, in denen von Gesetzes wegen das Recht auf Wandlung zusteht, behal-

ten wir uns vor, den Gewährleistungsanspruch nach unserer Wahl durch Verbesserung, Austausch 

oder Preisminderung zu erfüllen.


Der Vertragspartner hat stets zu beweisen, dass der Mangel zum Übergabezeitpunkt bereits 

vorhanden war.


8.10. Gegenüber Unternehmern wird die Gewährleistung auf ein Jahr für Neuwaren beschränkt. Für 

gebrauchte Waren wird die Gewährleistung gänzlich ausgeschlossen.


Der Austauschanspruch umfasst keinesfalls die Kosten für den Aus- und EInbau der mangelhaften 

Sache.


Abgesehen von jenen Fällen, in denen von Gesetzes wegen das Recht auf Wandlung zusteht, behal-

tet sich der Auftragnehmer vor, den Gewährleistungsanspruch durch Verbesserung, Austausch oder 

Preisminderung zu erfüllen. Der Auftraggeber hat stets zu beweisen, dass der Mangel zum Über-

gabezeitpunkt bereits vorhanden war.
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Die Ware ist nach der Lieferung unverzüglich zu prüfen. Dabei festgestellte Mängel sind dem Auf-

tragnehmer ebenso unverzüglich, spätestens aber innerhalb von 5 Tagen nach Lieferung unter 

Bekanntgabe von Art und Umfang des Mangels bekannt zu geben.


Verdeckte Mängel sind unverzüglich nach ihrer Entdeckung zu rügen. Wird eine Mängelrüge nicht 

oder nicht rechtzeitig erhoben, gilt die Ware als mangelfrei. Die Geltendmachung von Gewährleis-

tungs- oder Schadenersatzansprüchen wegen des Mangels selbst sowie das Recht auf Irrtumsan-

fechtung auf Grund von Mängeln sind in diesen Fällen ausgeschlossen.


Verkaufte Produkte, die nicht durch den Auftragnehmer verbaut wurden, unterliegen keiner 

Gewährleistung durch den Auftragnehmer. Der Auftragnehmer ist auch generell nicht verpflichtet, bei 

auftauchenden Gewährleistungsmängeln einen Vor-Ort-Austausch vorzunehmen. Der Auftraggeber 

verpflichtet sich, auf seine eigenen Kosten die Ware zum möglichen Gewährleistungsaustausch an 

den Auftragnehmer zu überbringen bzw. zu übersenden.


9. Eigentumsvorbehalt


9.1. Die Ware bleibt bis zur vollständigen Bezahlung unser Eigentum.


Im Falle des Verzuges sind wir berechtigt, unsere Rechte aus dem Eigentumsvorbehalt geltend zu 

machen. Es wird vereinbart, dass in der Geltendmachung des Eigentumsvorbehalts kein Rücktritt 

vom Vertrag liegt, außer wir erklären den Rücktritt vom Vertrag ausdrücklich.


9.2. Eine Weiterveräußerung ist nur zulässig, wenn uns diese rechtzeitig vorher unter Anführung des 

Namens bzw. der Firma und der genauen (Geschäfts-) Anschrift des Käufers bekannt gegeben wurde 

und wir der Veräußerung zustimmen. Im Fall unserer Zustimmung gilt die Kaufpreisforderung schon 

jetzt als an uns abgetreten und sind wir jederzeit befugt, den Käufer von dieser Abtretung zu ver-

ständigen.


9.3. Gerät der Auftraggeber in Zahlungsverzug oder werden dem Auftragnehmer Umstände gemäß 

Punkt 5.7. bekannt, ist der Auftragnehmer berechtigt, die in seinem Vorbehaltseigentum stehenden 

Waren und Geräte zu demontieren und/oder sonst zurückzunehmen, ohne dass dies einem Rücktritt 

vom Vertrag gleichzusetzen ist.


10. Haftung 


10.1. Der Auftragnehmer haftet dem Auftraggeber für von ihm nachweislich verschuldete Schäden nur 

im Falle groben Verschuldens. Dies gilt sinngemäß auch für Schäden, die auf vom Auftragnehmer 

beigezogene Dritte zurückzuführen sind. Im Falle von verschuldeten Personenschäden haftet der 

Auftragnehmer unbeschränkt. 


10.2. (nur B2B) Die Haftung für mittelbare Schäden - wie beispielsweise entgangenen Gewinn, Kosten 

die mit einer Betriebsunterbrechung verbunden sind, Datenverluste oder Ansprüche Dritter - wird 

ausdrücklich ausgeschlossen. 


10.3. Schadensersatzansprüche verjähren nach den gesetzlichen Vorschriften, jedoch spätestens mit 

Ablauf eines Jahres ab Kenntnis des Schadens und des Schädigers. 


10.4. (nur B2B) Sofern der Auftragnehmer das Werk unter Zuhilfenahme Dritter erbringt und in diesem 

Zusammenhang Gewährleistungs- und/oder Haftungsansprüche gegenüber diesen Dritten entste-

hen, tritt der Auftragnehmer diese Ansprüche an den Auftraggeber ab. Der Auftraggeber wird sich in 

diesem Fall vorrangig an diese Dritten halten. 


10.5. (nur B2B) Ist die Datensicherung ausdrücklich als Leistung vereinbart, so ist die Haftung für den 

Verlust von Daten abweichend von Punkt 9.2 nicht ausgeschlossen, jedoch für die Wiederherstellung 

der Daten begrenzt bis maximal EUR 10 % der Auftragssumme je Schadensfall, maximal jedoch EUR 

15.000,--. Weitergehende als die in diesem Vertrag genannten Gewährleistungs- und Schadener-

satzansprüche des AG -gleich aus welchem Rechtsgrund- sind ausgeschlossen. 


10.6. Allfällige Regressforderungen, die aus dem Titel „Produkthaftung“ iSd PHG gegen uns gestellt 

werden, sind ausgeschlossen, es sei denn, der Regressberechtigte weist nach, dass der Fehler in 

unserer Sphäre verursacht und zumindest grob fahrlässig verschuldet worden ist. 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11. Loyalität 


11.1. (nur B2B) Die Vertragspartner verpflichten sich zur gegenseitigen Loyalität. Sie werden jede Ab-

werbung und Beschäftigung, auch über Dritte, von Mitarbeitern, die an der Realisierung der Aufträge 

gearbeitet haben, des anderen Vertragspartners während der Dauer des Vertrages und 12 Monate 

nach Beendigung des Vertrages unterlassen. Der dagegen verstoßende Vertragspartner ist 

verpflichtet, pauschalierten Schadenersatz in der Höhe eines Jahresgehaltes des Mitarbeiters zu 

zahlen. 


12. Dienstleistungen - Stundensätze 


12.1 Für Dienstleistungen berechnet schlauwohnen e.U. die im aktuell gültigen Preisblatt angeführten 

Regiestundensätze.


12.2. Definition der Normalarbeitszeiten und Aufschlägen


13. Datenschutz, Geheimhaltung


13.1. Der Auftragnehmer verpflichtet seine Mitarbeiter, die Bestimmungen gemäß §15 des Daten-

schutzgesetzes einzuhalten. 


12.2. Der Auftraggeber ist für das Ändern und den Schutz der vom Auftraggeber übergebenen Login-

Daten und Passwörter selbst verantwortlich.


14. Gerichtsstand, Rechtswahl


14.1. Für sämtliche Streitigkeiten gilt die ausschließliche Zuständigkeit des für Handelssachen 

zuständigen Gerichts in Wien. Es gilt ausschließlich österreichisches Recht als vereinbart. Erfüllung-

sort ist Wien. Die Anwendung des UN Kaufrechtes ist ausgeschlossen. 

Wir haben jedoch das Recht, auch am allgemeinen Gerichtsstand des Vertragspartners zu klagen.


Für alle gegen einen Verbraucher, der im Inland seinen Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthalt oder Ort 

der Beschäftigung hat, wegen Streitigkeiten aus diesem Vertrag erhobenen Klagen ist eines jener 

Gerichte zuständig, in dessen Sprengel der Verbraucher seinen Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthalt 

oder Ort der Beschäftigung hat. Für Verbraucher, die im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses keinen 

Wohnsitz in Österreich haben, gelten die gesetzlichen Gerichtsstände.


15. Sonstiges


Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder unwirksam werden, so wird hier-

durch der übrige Inhalt dieses Vertrages nicht berührt. Die Vertragspartner werden partnerschaftlich 

zusammenwirken, um eine Regelung zu finden, die den unwirksamen Bestimmungen möglichst nahe 

kommt. 


Der Fachverband Unternehmensberatung und Informationstechnologie empfiehlt als wirtschaftsfre-

undliches Mittel der Streitschlichtung nachfolgende Mediationsklausel: 


Für den Fall von Streitigkeiten aus diesem Vertrag, die nicht einvernehmlich geregelt werden können, vere-

inbaren die Vertragsparteien einvernehmlich zur außergerichtlichen Beilegung des Konfliktes eingetragene 

Mediatoren (ZivMediatG) mit dem Schwerpunkt WirtschaftsMediation aus der Liste des Justizministeriums 

beizuziehen. Sollte über die Auswahl der WirtschaftsMediatoren oder inhaltlich kein Einvernehmen 

hergestellt werden können, werden frühestens ein Monat ab Scheitern der Verhandlungen rechtliche 

Schritte eingeleitet. 


Im Falle einer nicht zustande gekommenen oder abgebrochenen Mediation, gilt in einem allfällig eingeleit-

eten Gerichtsverfahren österreichisches Recht. 
Sämtliche aufgrund einer vorherigen Mediation angelaufenen notwendigen Aufwendungen, insbesondere 

auch jene für eine(n) beigezogene(n) RechtsberaterIn, können vereinbarungsgemäß in einem Gerichts- oder 

Schiedsgerichtsverfahren als „vorprozessuale Kosten“ geltend gemacht werden. 
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Normalstunde Überstunde Nacht-, SA/SO oder Feiertagsstunden

Mo-Fr 8-18 Uhr
Mo-Fr 18-22 Uhr


werktags nach 22 Uhr


SA/SO/Feiertags ganztägig


24. und 31. 12. ganztägig

50% Aufschlag 100% Aufschlag


